




















































promiß unterhalb der Verfassungsebene: die SPD 
ist noch nicht so weit. Im Frühjahr 1992 dann große 
und kontroversielle Bundestagsdebatten, aus denen 
wieder einmal eine rasch zusammengeschusterte 
Novelle zur Beschleunigung des Asylverfahrens 
hervorgeht, die siebte oder achte im letzten 
Jahrzehnt; sie tritt im Sommer 1992 in Kraft, wird 
aber von niemandem mehr ernst genommen, ge­
schweige denn, daß ihre Wirkung abgewartet 
würde. Während der Asylbewerberzustrom noch 
einmal sprunghaft ansteigt - vor allem die Jugos­
lawienflüchtlinge machen sich in der Jahresbilanz 
von über 400.000 Anträgen bemerkbar -, fällt die 
Erstanerkennungsquote immer weiter und erreicht 
den absoluten Tiefstand von unter fünf Prozent. Es 
ist diese immer weiter geöffnete Schere, die skan­
dalisierbar ist. Noch im Spätsommer dann der Ca­
nossa-Gang der SPD: ihre Petersberger Be­
schlüsse signalisieren die Bereitschaft zum "großen 
Asylkompromiß", der nun gegen erhebliche Wider­
stände von Teilen der Parteibasis auch durchge­
setzt wird. "Eine Kapitulation, kein Kompromiß", 
kommentiert Robert Leicht in der "Zeit", zum Jah­
reswechsel erklärt Günter Grass seinen Partei­
austritt. 

Was nun folgt, ist nur mehr Nachspiel: der lapi­
dare Bekenntnissatz des Grundgesetzes Art. 
16.2.2.: "Politisch Verfolgte genießen Asylrecht" 
wird ersetzt durch umständliche und einschrän­
kende Formulierungen. Zwar bleiben das Indivi­
dualrecht auf Asyl und die Rechtswegegarantie in 
reduzierter Form erhalten, doch wichtiger ist die 
Einführung der Kategorien des "verfolgungsfreien 
Landes" und des "sicheren Drittstaates". Mit ihrer 
Hilfe kann der "massenhafte Asylmißbrauch" von 
vorne herein unterbunden werden: die Berufung auf 
das Asylrecht kann abgefangen werden, bevor das 
Asylverfahren in Gang gesetzt und damit das vor­
läufige Bleiberecht erzwungen ist. Dadurch hat sich 
das asyltypische Beweisverfahren: "in dubio pro 
reo" in gewisser Weise umgekehrt: nicht mehr der 
Staat muß die Verfolgungsbehauptung des Flücht­
lings entkräften, dieser muß sich vielmehr in vielen 
Fällen gegen die Annahme durchsetzen, daß er 
entweder im Herkunftsland gar nicht verfolgt oder 
daß er in einem Transitland bereits gesichert war. 
Schon bevor der neue Verfassungsartikel am 1. Juli 
1993 in Kraft tritt, werden fieberhafte Rückfüh­
rungsverhandlungen geführt, mit Polen als dem 
wichtigsten Transitland und mit Rumänien als ei­
nem wichtigen Herkunftsland. Und das politische 
Kalkül scheint aufzugehen: der Innenminister regi­
striert ab Sommer i 993 eine Senkung der Asylbe­
werberzahlen. 

Soviel der Daten, deren Abfolge man doch auch 
nach dem Schema eines normalen parlamentari­
schen Entscheidungsprozesses konstruieren kön­
nte. Worin soll also die "Krise der politischen Kultur" 
bestanden haben, von der ich weiter oben ge­
sprochen habe? Um diese Frage zu beantworten, 
wird man sich zunächst auf die Transformation der 
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politischen Öffentlichkeit konzentrieren müssen, 
darauf, daß der Umgang mit dem Asylthema in so 
etwas wie ihre fortschreitende Paralyse mündete. 
An diesem Prozeß wirkten viele Agenten mit: nicht 
nur die Sprecher der konservativen Parteien im Re­
gierungsbündnis, die den Asyldiskurs in Richtung 
auf Überflutungsphantasien und Überfremdungs­
ängste zu lenken verstanden; nicht nur die SPD­
Opposition, die teils auf die "große Koalition" 
schielte und dabei ihre parlamentarische Rolle ver­
gaß, teils sich tatsächlich dem Druck ihrer Landes­
und Kommunalpolitiker nicht mehr entziehen konn­
te; sondern auch - und nicht zuletzt - die Print- und 
Bildmedien, die, wie an der Berichterstattung auch 
kritischer Blätter wie des "Spiegel" abzulesen, mit 
Horrorszenarios über die hereinbrechende "Asylan­
tenflut" Schlagzeilen zu machen verstanden. Es 
mag übertrieben sein, von der Durchsetzung eines 
regelrechten "rassistischen Medienkurses" zu spre­
chen, doch steht außer Zweifel, daß das schon 
länger grassierende Schimpfwort des "Asylanten" 
rasch zum nervösen Zentrum einer rein pejorativen 
Behandlung des Themas wurde. Es verbreitete sich 
ein tendenziöses Meinungsklima, in dem sachliche 
Differenzierungen und ruhige Überlegungen immer 
schwieriger anzubringen waren. 

Der eigentliche argumentative Kollaps aber trat 
erst an einem fortgeschrittenen Punkt des Asyldis­
kurses und in einem bestimmten Zusammenhang 
ein. Sie müssen genauer bezeichnet werden, weil 
hier die produktive, die synthetische Leistung des 
Asylsyndroms greifbar wird: Rechtsradikale Parolen 
waren am Rande des westdeutschen Meinungs­
spektrums schon vereinzelt aufgetaucht, als der 
Historikerstreit über die Bühne ging, und seit i 989 
erhielten rechtsradikale Organisationen frischen 
Aufwind aus dem vielfältigen Gefühlsstrudel der 
nationalen Vereinigung, aber es war offensichtlich 
erst die Dramatisierung der Asylfrage, die einen kol­
lektiven und hinreichend präsenten Gegner er­
zeugte; erst jetzt trat jener öffentliche "Feind" auf 
die Bühne, der - nicht erst seit Carl Schmitts be­
rüchtigtem "Begriff des Politischen" - der Steige­
rung des Nationalismus wie ein böser Schatten 
nachzufolgen scheint. Jedenfalls mehrten sich seit 
dem Sommer i 991 die tätlichen und zudem geziel­
ten Angriffe auf Asylbewerberunterkünfte in einem 
Maße, das es erlaubt, vom Beginn einer regelrech­
ten Serie von politischem Terror zu sprechen. Die 
blutige Spur rechtsradikaler Gewalttaten zieht sich 
von Hoyerswerda über Rostock, Hünxe und Mölln; 
sie blieb zwar nicht auf Asylbewerber und Flücht­
linge beschränkt, sondern bedrohte und erfaßte 
bald die viel größere Gruppe der Ausländerbevöl­
kerung und andere outcasts insgesamt. Doch 
spricht sowohl die Kriminalstatistik als auch die 
Rhetorik der "Ausländer-raus"-Forderungen dafür, 
daß die Asylbewerber das bevorzugte Angriffsziel 
waren und sind, nicht zuletzt weil sie, mehr als an­
dere Ausländergruppen, durch die Ghettoisierung 
lokal greifbar, sozial diskriminiert und politisch stig-
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matisiert, jedenfalls multi-symbolisch unterscheid­
bar waren. 

Man muß sich diese Bedingungen vergegen­
wärtigen, die das Ergebnis vorausliegender Asyl­
politik waren und die durch die Verfahrensnovelle 
von 1992 noch einmal bestärkt worden ist (sie sieht 
u. a. die Schaffung noch größerer Sammellager 
vor), um die prekäre Ausgangslage zu verstehen. 
Und man wird die erstaunliche Dynamik der Ent­
wicklung nur begreifen, wenn man davon ausgeht, 
daß es etwas gab wie das vielleicht ungewollte, 
aber doch effektive Zusammenwirken von rechts­
radikaler Gewaltserie, öffentlicher Meinungsbildung 
und den zögerlichen Reaktionen der Staatsorgane. 
Selbst wenn es nur ein zufälliges zeitliches Zu­
sammentreffen gewesen wäre, daß die Demontage 
des Asylrechts in eben jenem "deutschen Herbst" 
1992 vorangetrieben wurde, in dem die rechtsradi­
kale Gewalt Straßen beherrschte; und daß die op­
positionelle SPD genau jetzt, da das Fanal von Ra­
stock auf den Gemütern lastete, auf die Regie­
rungslinie meinte einschwenken zu müssen - dies 
konnte in der Tat nur mehr als die Reaktion der 
Maus vor der Schlange verstanden werden. 

Diese Koinzidenz der Ereignisse wirkte - bewußt 
oder unbewußt, direkt oder indirekt - als Ermuti­
gung für die rechtsradikale Gewaltkultur, aber 
ebenso als Unterstützung eines populistischen 
Common sense, der das Hauptproblem nicht mehr 
in der politischen Kriminalität einer kleinen Rand­
gruppe, sondern in der vorgelagerten Bedrohung 
durch eine optisch vergrößerte Flüchtlingspopula­
tion lokalisierte. Signifikant ist dafür vor allem, in 
welcher Weise die Tatserie der Fremdenfeindlich­
keit in den auf die Verfassungsänderung abzielen­
den Asyldiskurs eingebaut wurde. 

Die Richtung war vorher schon angedeutet: So 
begründete der bayrische Innenminister Stoiber im 
Sommer 1991 den zitierten asylpolitischen Vor­
stoß ganz explizit damit, daß die bereits erkenn­
bare Gewalteskalation gegen Ausländer in einen 
Ursachenzusammenhang mit dem "Asylmiß­
brauch" zu bringen sei; man werde dieser Gewalt 
nur Herr werden, wenn es gelinge, den Asylbe­
werberzustrom einzudämmen, und dies wiederum 
sei nur möglich, wenn das Asylrecht wieder in ein 
staatlich verfügbares "Gnadenrecht" zurückge­
nommen werde. 

Diese Argumentation, die in der Folgezeit in 
schier unendlichen Variationen wiederholt wurde, 
war so suggestiv, weil sie Diagnose und Therapie 
in einem zu sein versprach. Auch wenn es an ver­
balen Distanzierungen gegenüber Ausländer­
feindlichkeit und politischer Kriminalität von keiner 
Seite fehlte - was in der Öffentlichkeit haften 
blieb, war die Suggestion, daß Eindämmung des 
"Asylmißbrauchs" und Bekämpfung des Rechts­
radikalismus nur zwei Seiten ein- und desselben 
Problems seien, für dessen Lösung der Schlüssel 
in der Änderung des Asylartikels liege. 

Welche "Niederlagen des Denkens" (Aiain Fin-
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kielkraut) möglich sind, wenn in der Öffentlichkeit 
derartige Ursachenreihen als "Analyse" propagiert 
werden und schließlich zur alternativlosen Hand­
lungsgrundlage gerinnen, hat nichts deutlicher ge­
macht als die verantwortungslose Rede vom 
"Staatsnotstand", mit der Anfang Dezember 1992 
der Kanzler der ohnehin längst willigen Opposition 
für den Fall drohte, daß der "Asylkompromiß" nicht 
zustandekäme. 

Dies war in der Tat der populistische Siedepunkt 
einer "Asylhysterie", die sich staatsmännisch gab 
und auf diese Weise den eigentlichen politischen 
Skandal zum Verschwinden brachte. Gemeint war 
mit dieser Formel nämlich nicht etwa die 
aufreizende Untätigkeit von Behörden und Parla­
ment in zugespitzten Konflikten wie denen von Ra­
stock, auch nicht die Inkompetenz der Polizei, dem 
nächsten, dem allnächtlichen Brandanschlag auf 
ein Asylbewerberheim irgendwo im Lande zu weh­
ren, sondern gemeint war die fortgesetzte Unfä­
higkeit des Staates, den Asylbewerberzustrom, vor 
allem die illegalen Grenzübertritte im Osten zu 
stoppen. in dieser Situation auch noch, wie es der 
Innenminister tat, ein ominöses "Asylsicherungs­
gesetz" anzukündigen, womit die elektronische 
Sicherung der Ostgrenze gemeint war - statt den 
innenpolitischen Kampf gegen den Terrorismus 
aufzunehmen und die prophylaktischen Kompe­
tenzen der Ordnungskräfte zu stärken - dies war 
nicht mehr der "Notstand im Verfassungsbewußt­
sein" (Hauke Brunkhorst), sondern ein Zurück­
weichen des Rechtsstaates, das den Kern der 
"Asylkrise" ausmachte. 

Die Ausrufung des "Staatsnotstandes", so tak­
tisch sie auch gemeint war, war also keineswegs 
nur ein Iapsus linguae, auch sollte man sich nicht 
bei der nachgeschobenen Entschuldigung beruhi­
gen, daß das Grundgesetz einen solchen Terminus 
gar nicht kennt. Der Begriff plauderte mehr aus, als 
es seine symbolische Verwendung wahrhaben 
wollte. Was - das haben in fatalster Konsequenz 
die jugendlichen Täter von Rostock, Hünxe und 
Mölln (und wie die folgenden Tatorte alle heißen) 
deutlich gemacht. Nicht als hätten sie auch nur ei­
nen Funken von politischem Realitätssinn im Kopf 
gehabt, so hatten sie doch Instinkt genug, um alle 
bisherige Asyl- und Ausländerpolitik als Nicht-Poli­
tik, als "Feigheit vor dem Feind" zu entlarven und 
damit das Recht für sich zu reklamieren, das Heft 
des Handeins selbst in die Hand zu nehmen. Hinter 
den verschiedenen Variationen des Schlachtrufes: 
"Ausländer raus!" stand immer ein und derselbe 
Klartext, nämlich: "Die Politiker reden nur, daher 
müssen wir handeln!" So stellte es sich offensicht­
lich im Bewußtsein der Gewalttäter und ihrer orga­
nisierenden Hintermänner dar, ein ähnlicher Kurz­
schluß bezeichnet aber auch den Punkt, an dem 
diese der Zustimmung weiter Bevökerungsteile, des 
"gesunden Volksempfindens" sicher sein konnten, 
das von sich aus zur Gewaltpraxis wahrscheinlich 
nicht übergegangen wäre. 



Und so kam es zu dem unheimlichen Schauspiel, 
das man paradox nennen könnte, wenn es nicht so 
widerlich, für etliche Opfer sogar tödlich gewesen 
wäre: daß politische Nihilisten Staat spielten, wäh­
rend die legitimierten und hochgerüsteten Gewalt­
organe ungläubig zusahen. Dies mag nur ein kurzer 
Augenblick gewesen sein, ein Zögern der Ver­
folgungsbehörden angesichts einer Gewaltwelle, 
die in der Tat eine unerhörte Dynamik an den Tag 
legte. Dennoch wird vermutlich genau hier der 
kleine, aber entscheidende Beitrag greifbar, den die 
Paralyse der Öffentlichkeit in Sachen Asyl für das 
Umschlagen einzelner Anschläge ins "Serielle" 
(Sartre) leistete - mit dem Ergebnis jener halb 
spontanen Ausbreitung und halb organisierten Ver­
dichtung landesweiter Verfolgungswellen, die zu­
sammen das untrügliche Kennzeichen echter 
"Pogrome" sind. Was hier aufblitzt, mag ein unbe­
wußter, jedenfalls wenig thematisierter Zusam­
menhang sein, der aber zwingend zum Bild einer 
Krise gehört, die vom gestörten Kollektivbewußtsein 
auf die Stabilität der institutionellen Ordnung 
übergreift. Ich meine damit die wie immer fiktive 
Usurpation staatlicher Souveränität, auf der die 
Selbstlegitimation des politischen Terrors ebenso 
wie ·ihre Fremdlegitimation durch ein dumpfes 
Volksempfinden beruhte. Aber selbst wenn der Mo­
tivation der fremdenfeindlichen Gewalttäter nichts 
weiter zugrundegelegen wäre als der Rausch der 
"direkten Aktion" - sie wäre auf perverse und doch 
objektive Weise die (richtige) Schlußfolgerung aus 
einer (falschen) regierungsamtlichen Problemana­
lyse, die in der Beschwörung des "Staats­
notstandes" angesichts der "Asylantenflut" termi­
nierte. 

Diese Problemanalyse war moralisch so schänd­
lich wie sie sachlich kurzschlüssig war: Eine psy­
chologische Deutung wird an ihr zunächst den ar­
chaischen Projektionsmechanismus bemerken, der 
auf die Vertauschung von Tätern und Opfern hin­
ausläuft - wenn die Asylbewerber als die zentralen 
und realen Subjekte nicht nur der Überfrem­
dungsängste, sondern auch der verständlichen Ent­
fesselung einerneuen Fremdenfeindlichkeit fungier­
ten, war es dann nicht eine Art zwar grausamer, 
aber doch auch ausgleichender Gerechtigkeit, wenn 
sie die Wut auf sich zogen und bevorzugt zu 
Objekten der Verfolgung wurden? Was das tat­
sächliche Verhältnis von Asylproblematik und 
Rechtsradikalismus betrifft, so verwechselte diese 
Sichtweise offensichtlich Ursache und Anlaß, causa 
und casus, um eine seit Tukydides' Zeiten geltende 
Unterscheidung seriöser Politikanalyse zu zitieren: 
sicherlich war der steigende Asylbewerberandrang 
auch ein reelles Problem für die staatlichen Organe, 
aber eben nicht ein unlösbares und schon gar nicht 
der monolithische Ursachenblock, der mehr zu 
bewegen war, wenn das staatliche Gewaltmonopol 
gleichsam vergesellschaftet wurde. Was in solchen 
Uberlegungen aufscheint und in den dazugehörigen 
analytischen Unterscheidungen weiter geklärt wer-
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den müßte, ist die fundamentale Frage, was es mit 
der staatlichen Souveränität in der heutigen Demo­
kratie auf sich hat. 

Wie immer man das Verhältnis von Staat und 
Nation historisch konstruieren mag - offensichtlich 
handelt es sich dabei um ein notorisches Problem 
der nationalstaatliehen Organisationsform als sol­
cher, das daher auch in der Gegenwart nicht gelöst 
ist, sondern nur in einer neuen Erscheinungsvari­
ante auftritt. Von der unglücklich geeinten deut­
schen Nation, der "neuen" Bundesrepublik jeden­
falls gewinnt man den schwer zurückzuweisenden 
Eindruck, als ob die Asylkrise gerade anläßlich ihrer 
anscheinenden oder auch nur scheinbaren Lösung 
in ein gesteigertes Paradox geführt hat. Dieses 
Paradox besteht vor allem in der irritierenden 
Gleichzeitigkeit zweier durchaus widersprüchlicher 
Erfahrungen: einerseits der Blamage und anderer­
seits der kompensatorischen Überanstrengung der 
staatlichen Souveränität. Bedrohlich am Verlauf der 
"Asylkrise" ist vielleicht weniger die Beschneidung 
eines Grundrechtsartikels, der im internationalen 
Vergleich tatsächlich durch seine ultraliberale Fas­
sung hervorstach. Was vielmehr Anlaß auch für zu­
künftige Sorgen gibt, ist die Tatsache, daß der for­
cierte Souveränitätsbeweis sich zum Zeitpunkt einer 
großen nationalen Verunsicherung zu erweisen 
hatte, noch dazu auf einem Politikfeld, das offen­
sichtlich mehr durch internationale Vernetzung und 
eine schwer steuerbare Dynamik gekennzeichnet 
ist als jedes andere, das also dem nationalstaatli­
ehen Handeln weniger zur Disposition steht als je­
mals zuvor. 

Für die neu-alte Konstellation des Nationalstaa­
tes, für die Hans Magnus Enzensberger das Stich­
wort von der "Großen Wanderung" gegeben hat, 
gibt es vielleicht keinen zuverlässigeren Indikator 
als die beinahe zwanghafte Wiederkehr eines ma­
nichäistischen Topos der politischen Ideenge­
schichte, der nicht zufällig das vorläufig letzte Wort 
im Asyldiskurs blieb. Gemeint ist die Kontroverse 
zwischen Jürgen Habermas und Freimut Duve in 
der "Zeit", die auf dem Höhepunkt der Asylkrise 
ausgetragen wurde und deren Zungenschlag die 
Geistesverfassung der bundesrepublikanischen ln­
telligentsia auf dem Höhepunkt der Asyldiskussion 
charakterisierte. Im Vergleich mit der "politischen 
Klasse" war die sonst keineswegs öffentlich­
keitsprüde "intellektuelle Klasse", um das neudeut­
sche Schimpfwort einmal umzudrehen, auffällig 
schweigsam geblieben, zum Asylthema war ihr 
wenig eingefallen. Erst als die Situation sich zu­
spitzte und der "Asylkompromiß" schon unab­
wendbar war, kam es wieder einmal dem Altmeister 
der publizistischen Intervention zu, die Schwei­
gemauer zu durchbrechen. Habermas hatte, mit der 
ihm eigentümlichen Souveränität und Schärfe, die 
Verfassungsdebatte als ein populistisches Ablen­
kungsmanöver gebrandmarkt und dafür zwei reali­
stische Argumente vorgebracht: einmal, daß eine 
genauere Aufschlüsselung der Statistik das Bild 
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entdramatisiere, zum anderen, daß man doch die 
einfachgesetzlichen und verwaltungsreformerischen 
Möglichkeiten ausschöpfen solle, bevor man an das 
anspruchsvollere Geschäft einer Verfas­
sungsänderung gehe. 

Nicht dies jedoch, sondern der beschwörende 
Rekurs auf einen normativ hochgehängten Begriff 
des "Verfassungspatriotismus" war der Hauptstreich 
dieser Intervention. Habermas konstatierte einen 
einschneidenden Bruch mit der republikanischen 
Kultur: 

"Hinter dem Rauchschleier dieser verlogenen Asyl­
debatte hat sich die alte Bundesrepublik mental und 
tiefgreifend und schneller verändert als in den voran­
gegangenen eineinhalb Jahrzehnten." 

Interessant an Duves Erwiderung war nun nicht so 
sehr die Wiederholung einiger Selbstverständlich­
keiten: vom asylpolitischen Handlungsbedarf über 
den Zusammenhang zwischen Asylhysterie und 
fehlender Einwanderungspolitik bis zu den Grenzen 
der nationalstaatliehen Regelungsmöglichkeiten für 
international verursachte Flucht- und Migrations­
bewegungen; bemerkenswerter war, wie sich da 
jemand trotz dieser anerkannten Gemeinsamkeiten 
in eine abstrakte Alternative, in die zwischen bloßer 
Moral und Realpolitik, zwischen folgenloser Theorie 
und politischer Praxis drängen ließ. Der Schriftstel­
ler unter den Parlamentariern warf einer verfas­
sungskonservativen Position vor, eine feige 
"Fiuchtbewegung" nach hinten anzutreten, und un­
terwarf sich damit genau jenem übersteigerten und 
kopfscheuen Handlungsdruck, den die Rede vom 
"Staatsnotstand" hatte herbeiführen wollen. 

Die abstrakte Gegenüberstellung von Moral und 
Realpolitik ist wahrscheinlich, wo immer sie auftritt, 
selber mehr das Symptom einer Krise als ein Beitrag 
zu ihrer Lösung. Mit Sicherheit aber gilt dies unter 
den Bedingungen einer demokratischen politischen 
Kultur, die ihre republikanischen Grundnormen, also 
den Kern ihrer Zivilmoral entweder als realistischen 
Bestandteil der Staatsverfassung behaupten muß 
oder aber eben keine demokratische Kultur mehr ist! 
Dies bedeutet nicht, daß es Veränderungen und 
Korrekturen an diesem Moralkern der demokrati­
schen Politik nicht geben darf. Sich zu größeren 
Eingriffen in die Verfassungsgrundrechte jedoch 
ausgerechnet in der zugespitzten Situation einer 
tatsächlichen oder vermeintlichen Krise drängen zu 

lassen, noch dazu wenn zweifelhaft ist, ob die Ver­
fassungsänderung überhaupt das richtige, d. h. ef­
fektive Mittel zur Problemlösung ist - dies verrät 
wenig Gespür für die eigentümliche Labilität der po­
litischen Kultur in einem Lande, das über so wenig 
gefestigte demokratische Traditionen verfügt wie 
Deutschland. Man kann diesen Gedanken aber auch 
umdrehen und als Indikator für das Verhältnis 
zwischen Geist und Macht in der deutschen Ge­
genwartskultur verwenden, das nach wie vor eini­
germaßen gestört scheint. 

Dazu eine letzte Überlegung: Was Duve in sei­
ner Erwiderung auf Habermas richtig bemerkte, war 
der ungewöhnlich hohe Moralaufwand, der in der 
Asyldebatte von allen Seiten, vor allem aber von der 
Linksintelligenz ins Feld geführt wurde. Es gab und 
gibt in der Tat die Tendenz, dem Asylartikel des 
Grundgesetzes all das an schlechtem Gewissen 
aufzubürden, was an Vergangenheitsbewältigung in 
der Geschichte der Bundesrepublik scheinbar oder 
tatsächlich versäumt worden ist. Das Asylproblem 
wurde zum Anlaß nicht nur für einen notwendigen 
Sachdiskurs, in dem moralische Fragen auch eine 
Rolle spielten, sondern es führte zu einer Art 
"Hypermoralisierung" der politischen Wahrnehmung 
insgesamt, die sich, dem bekannten Marxschen 
Diktum zufolge, vor dem wirklichen Interesse nur 
blamieren kann. Am problematischsten daran aber 
finde ich einen anderen, wenig bemerkten 
Seiteneffekt, den man als die Rückkehr zur 
"deutschen Nabelschau" bezeichnen könnte. Was 
die Hypermoralisierung des linken Asyldiskurses 
nämlich vor allem auch bewirkte, war die einseitige 
Rückbindung dieser politischen Wahrnehmung an 
die bundesrepublikanischen Traumata, und d. h. an 
den negativen Horizont einer nationalen Ge­
schichte. Ein Weltproblem, wie es die aktuellen 
Flucht- und Migrationsbewegungen offensichtlich 
sind, kann auf diese Weise nicht verstanden, ge­
schweige denn gelöst werden. 

Wenn das "Menschenrecht auf Asyl", wie es 
heute an der Tagesordnung wäre, sich durch die 
Mobilisierung einer noch so "singulären" National­
moral nicht verteidigen läßt, wie soll es dann inter­
national begründet und institutionell erzwungen 
werden? Für diese Gretchenfrage aller zukünftigen 
Flüchtlingspolitik läßt sich aus der Kritik der deut­
schen Asylpolitik wenig lernen! 

-------------------------------------------------------------------------
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KLAUS NAUMANN 

"ANGESICHTS UNSERES JAHRHUNDERTS" 
1995/1945- Ein Projekt des Hamburger Instituts für Sozialforschung 

1. 

"Das Jahr 1995 wurde gewählt", heißt es in einem 
programmatischen Beitrag zum Projekt 1995/1945, 
"weil es ein Doppeldatum darstellt: fünf Jahre vor 
Ende des Jahrhunderts, ein halbes Jahrhundert 
nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges." (Bulletin 
1995, Nr. 1) 

Eine Ausrichtung an der Magie der "runden 
Zahlen" wäre platt und banal, und sie bliebe Teil 
des Problems, das profiliert werden soll, wenn sie 
nicht eine Pointe besäße. Diese möchte ich skiz­
zieren, um einen Einblick in die Idee und - anschlie­
ßend - in die Struktur dieses Projektes zu 
gewähren. 

Am Beginn steht eine auffällige Diskrepanz und 
ein Erstaunen. Ich möchte dies so umreißen: Wir 
stehen am Ende des 20. Jahrhunderts. Dieses 
Jahrhundert liegt, ich entschuldige den Vorgriff auf 
die noch verbleibenden Jahre, in gleichsam kom­
pakter Geschlossenheit vor uns. An seinem Anfang 
stand die Selbstzerstörung der politischen Ordnung 
des europäischen 19. Jahrhunderts in einem ersten 
Weltkrieg; an seinem Ende sehen wir den Zerfall 
jener politischen Weltordnung, die sich im Gefolge 
des Zweiten Weltkrieges herausgebildet hatte (vgl. 
Reemtsma, HIS-Jahresbericht 1992). 

Die eigentümliche Massivität, mit der sich das 
20. Jahrhundert darbietet, kontrastiert jedoch au­
genfällig mit den Rätseln, den Unsicherheiten, ja 
Beliebigkeiten, die sich in allen Versuchen mitteilen, 
es "auf den Begriff" zu bringen. An Stichworten wie 
Fortschritt und Gewalt, oder Beschleunigung, Tur­
bulenzen, soziale Experimente, Bewegungen, Bil­
derflut usw. fehlt es nicht; ein "Lesebuch" der 
Beck'schen Reihe (Band 1 000) gibt bereits Aus­
kunft über die Additionen, Bindestrichsynthesen und 
Textsammlungen, die unvermeidlich bis zur Jahr­
tausendwende Konjunktur haben werden. 

Eine "Botschaft" daraus abzuleiten, ist schwierig. 
Man wird sie weniger in den expliziten Befunden als 
in den impliziten Irritationen zu suchen haben. Sie 
könnte in umgangssprachlicher Verkürzung etwa so 
lauten: Wir sind mit dem Schrecken davon­
gekommen. Ob das Dauer hat, ist dann freilich so 
ungewiß wie die Verursachungen, Bedingungen 
und Umstände der schreckenauslösenden Ereig­
nisse des zurückliegenden Jahrhunderts. 

Schockerfahrungen, genauer: eine Summe 
schockierender, weil unerwarteter und unerhörter 
Ereignisse und Erlebnisse, so kann man mit Walter 
Benjamin präzisieren, prägen das Jahrhundert. -
Das Resultat dieser Häufung ist die zutageliegende 
Verwirrung, was denn nun von diesem Jahrhundert 
zu halten sei; ihr zugrunde liegt jedenfalls ein Ver-

Iust an Erfahrung. - Damit nähern wir uns nun der 
Pointe des Projekts, denn die Schockwirkung, die 
bereits der Erste Weltkrieg auslöste, wurde in ei­
gentümlicher Weise fortgesetzt, überboten, gleich­
sam ausgereizt durch die Erfahrung jener Ereig­
nisse extremer Destruktivität, die mit den Kürzeln 
"Auschwitz", "Gulag" und "Hiroshima" umschrieben 
sind. 

Diese drei Ereignisse zusammenzudenken in ei­
ner- historisch ja durchaus realen - Konfiguration, 
einer spezifischen Konstellation des Schreckens, 
das könnte die Aufmerksamkeit auf den in der Tat 
(ver-)störenden Umstand lenken, daß diese Ereig­
nisse, jedes auf seine besondere Weise, dazu bei­
getragen haben, gewohnte Wahrnehmungsmuster, 
grundlegende neuzeitliche ("moderne") Deutungs­
gewißheiten, zivilisatorische Standards und politi­
sche Handlungsmöglichkeiten in Frage zu stellen. 

Die Zielstellung des Projekts liegt also in einem 
Vorschlag, nämlich eine bestimmte Perspektive auf 
dieses Jahrhundert einzunehmen; einen Blickwinkel 
zu gewinnen; eine Haltung zu erproben, die dem 
Geschehenen standzuhalten vermag. Es liegt in der 
Absicht des Projekts, den Anstoß einer erneuten, 
gleichsam nachholenden Konfrontation zurückzu­
lenken auf die theoretischen Deutungsanstrengun­
gen, die die Schockwirkungen dieses Jahrhunderts 
ausgelöst haben. Wenn wir in Projektpapieren dar­
über hinaus von "zivilisatorischen Minimalstan­
dards" sprechen, ist damit kein "Zurück" zur Ein­
deutigkeit der klassischen Moderne intendiert, son­
dern Verständigungsversuche sind angesprochen, 
die sich darum sorgen, wie Verläßlichkeiten 
(Normen, Institutionen, Rituale ... ) in einer Welt des 
"Danach" aussehen könnten. 

"Das 20. Jahrhundert hat uns gezeigt", heißt es 
im Vorstellungspapier des Projekts, 

"daß die menschlichen Destruktionshandlungen 
(jedenfalls unter bestimmten Voraussetzungen) be­
sondere Bedingungen künftigen Handeins schaffen 
sowie besondere Verständnisbarrieren aufrichten. 
Der Rückblick auf das Zwanzigste Jahrhundert soll 
dazu beitragen, aufzuklären, mit welchem Erbe be­
lastet wir in das Einundzwanzigste gehen." 

(Bulletin 1995, Nr.i, S. 54) 

Ich fasse zusammen: Die Steigerung vom Traditi­
ons- zum Zivilisationsbruch setzt ein neues, ande­
res Verhältnis zur Vergangenheit. Wo die Kontinui­
tät durchbrachen ist, wird Vergangenheit zum Zitat; 
an die Stelle der Tradition tritt der Jahrestag, er­
satzweise die Beschwörung von Orten oder Zeit­
zeugen. Ereignisse werden aufrufbar, Deutungsan­
gebote abrufbar. - Dem Dilemma der Beliebigkeit 
entgehen kann nur ein Rückblick auf das Jahrhun­
dert, der dessen Signatur trifft. Signifikant aber ist 
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gerade die Erschütterung des Perzeptionsrahmens. 
Dies aber, so die These des Projekts, hat mit den 
Destruktionserfahrungen dieses Jahrhunderts zu 
tun. Der Rückblick auf 1945, der die Konstellation 
dieses Jahres unter dem Gesichtspunkt extremer 
Destruktivität rekonstruiert, wird selbst wieder zum 
Anstoß, über eine Jahrhunderterfahrung nachzu­
denken, zu der wir uns in denkbar verschiedener 
Weise verhalten können - doch gewiß nicht allein 
historisch. 

Etwas emphatischer formuliert: 
"Das Schlaglicht der Katastrophe mag uns heute 
noch so blenden, daß wir die Konturen der Ereig­
nisse nur mit Mühe sehen und nachziehen können; 
es ist jedenfalls das einzige Licht, das wir haben ... 
vielleicht würde es um dieses Ereignis weniger dra­
matisch bestellt sein, wenn es mit dieser einen Ka­
tastrophe sein Bewenden gehabt hätte. Aber die 
Ruhe der Trauer, die nach großen Katastrophen sich 
über eine Unglücksstätte senkt, ist bis heute ausge­
blieben. Die erste Explosion war wie der Starter einer 
Kettenreaktion, die bis heute nicht zum Halten ge­
bracht werden konnte." (Hannah Arendt, Ursprünge 
und Elemente totaler Herrschaft) 

Wenn also das "Schlaglicht der Katastrophe" nach 
wie vor das einzige ist, das wir haben, so können 
wir gar nicht anders, als in diesem Licht das Jahr­
hundert zu betrachten. Das Projekt 1995 formuliert 
dies als Angebot. - Dies ist die eigentliche Pointe 
eines aufgeklärten Umgangs mit den "runden Zah­
len". 

2. 

Walter Kempowski hat sein jüngstes, vierbändiges 
Werk "Echolot" genannt. Sein Verfahren, in dem 
gedrängten Zeitraum von nur zwei Monaten (des 
Jahres 1943) die unterschiedlichsten Zeugnisse zur 
Sprache kommen zu lassen, also die Gleichzeitig­
keit des Ungleichzeitigen einzufangen, ähnelt unse­
rem Vorhaben. - Freilich mit Einschränkungen. Wir 
haben das Echolot des Projekts mit dem spezifi­
schen Sensor ausgestattet, die Erschütterungen ex­
tremer Destruktivität aufzuzeichnen. Ich möchte 
nun verschiedene Vorhaben des Projekts an diesen 
Leitgedanken illustrieren (eine vollständige Über­
sicht findet sich in Bulletin 1995, Nr.7). 

Dabei soll nicht der Eindruck erweckt werden, 
die Einzelvorhaben folgten einer bis ins Letzte ab­
gestimmten Systematik. Viel eher handelt es sich 
um ein Ensemble unterschiedlicher Zugänge zu den 
dargelegten Prämissen des Projekts. 

"QUERSICHT"- DIE AUSSTELLUNG 
~OOTAGEUND1JAHRHUNDER~ 

Im Zentrum der Arbeitsvorhaben steht das Jahr 
1945, in dem sich die verschiedenen Brechungen 
des Jahrhunderts in einzigartiger Weise verdichten. 
Diesem Jahr wird 1995 eine große Ausstellung in 
Harnburg und anderen Orten - im März/April auch 
in Wien - gewidmet sein. Am Konzept dieser Aus-
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stellung läßt sich die Methodik des Projekts bei­
spielhaft beschreiben. 

Wie wir heute sehen können, nimmt das Jahr 
1945 einen prominenten Platz in der von Hannah 
Arendt beschriebenen "Kettenreaktion" ein. Einge­
zwängt zwischen beiden großen Konflikten des 
Jahrhunderts - dem Zweiten Dreißigjährigen Krieg 
von 1914-1945 und der Epoche der Blockkonfron­
tation des Kalten Krieges von 1945-1989 - bietet 
die Ereigniskonstellation dieses Jahres eine Zwi­
schenbilanz des Jahrhunderts. Dies ist noch zu 
präzisieren. Die destruktive Steigerung der Jahr­
hunderterfahrung ist im Jahr 1945 gleichsam auf­
gehoben in einem besonderen historischen Raum, 
der bisher nicht als solcher thematisiert worden ist: 
- dem Zeitabschnitt zwischen Januar und August 
1945. Auf ihn konzentriert sich die Ausstellung "200 
Tage und 1 Jahrhundert". 

Worum geht es dabei? Am Anfang steht die mit 
der Befreiung von Auschwitz unübersehbar gewor­
dene Konfrontation mit neuartigen Massenverbre­
chen, einer kollektiven Anstrengung von höchster 
Destruktivität. Am Ende konfrontiert uns der Bom­
benabwurf auf Hiroshima mit einem neuartigen De­
struktionspotential, das für die nachfolgende Epo­
che bestimmend geworden ist. - Dazwischen, in 
den 200 Tagen vom Januar bis zum August 1945, 
finden sich verschiedene Antworten (Nürnberg, 
UNO), Aufbrüche (Entkolonialisierung) und Gleich­
zeitigkeiten (Gulag; Krieg gegen die Zivilbevölke­
rung), die von der historischen Konfiguration aus­
gehend verschiedene Aus- und Rückblicke auf die 
Gewaltgeschichte des 20. Jahrhunderts provozie­
ren. - Man wird dieses Vorhaben kaum als 
"historische Ausstellung" in einem konventionellen 
Sinne qualifizieren können. Es geht um das Ange­
bot, eine bestimmte Sichtweise auf dieses Jahr­
hundert einzunehmen. Der Besucher wird vor ein 
paar Bilder und Informationen gestellt und ihm wird 
gesagt: "Sieh es so an!" Dann läßt man ihn wieder 
allein. 

"SCHNITTFLÄCHEN"- DIE AUSSTELLUNG 
,,WEHRMACHT UND NS-VERBRECHEN" 

Ruft die erste Ausstellung in ihrem methodischen 
Zugriff den Eindruck einer "Quersicht" auf das 
Jahrhundert hervor, läßt sich an diesem zweiten 
Ausstellungsvorhaben für 1995 ein anderer, aber 
verwandter Ansatz aufweisen. Wieder geht es um 
die Einnahme eines bestimmten, bisher vernach­
lässigten Blickwinkels. 

Diese zweite Ausstellung zum Thema 
,,Wehrmacht und NS-Verbrechen" (an der u. a. die 
Wiener Historiker Walter Manoschek und Hans Sa­
frian mitarbeiten), die wir im Mai/Juni 1995 im 
Hamburger Institut zeigen werden, verzichtet wie 
die 200 Tage-Ausstellung auf eine konventionelle, 
chronologische oder didaktisch-erklärende Präsen­
tation. Stichwortgebend ist hier die Formel der 
"Schnittflächen". Nirgendwo, so die These der Aus­
stellung, waren die Berührungen zwischen der 



deutschen Bevölkerung und den NS-Verbrechen so 
eng und intensiv wie im Rahmen und im unmittel­
baren Umfeld der deutschen Wehrmacht. Es steht 
im Einklang mit dieser These, daß kaum etwas 
hartnäckiger tabuisiert ist als diese Verzahnung, de­
ren Erfahrungshintergrund die - direkte oder indi­
rekte - Teilhabe an Ereignissen extremer Destruk­
tivität im Kriegskontext bildet. 

Auch diese Ausstellung wird sich nicht an Erklä­
rungen versuchen. Anhand ausgewählter Schau­
plätze (Weißrußland, Serbien) oder Kollektive (6. 
Armee) sollen die vielfältigen Facetten eines kol­
lektiven Verfolgungs- und Vernichtungsgeschehens 
dokumentiert werden, an denen maßgeblich "ganz 
normale Männer" (Christopher Browning) beteiligt 
waren. Neben dem Blick auf diese Kriegswirklich­
keit steht die Frage nach den Kriegswirkungen, den 
Bildern und Stereotypen, die dieser Krieg im kol­
lektiven Gedächtnis der Nachkriegszeit hinterlassen 
hat. 

"SONDIERUNGEN"- TAGUNGEN, 
FORSCHUNGEN, PUBLIKATIONEN 

Begleitet, untermauert und fortgeführt werden die in 
den Ausstellungen angeschnittenen Themen und 
Fragestellungen durch einen Kranz von wissen­
schaftlichen Tagungen, Forschungsvorhaben und 
Publikationen:- "Sondierungen". 

Ihre Gemeinsamkeit, soweit sie sich nicht schon 
thematisch erschließt, besteht in verschiedenen 
Versuchen (oder in der analysierenden Beobach­
tung solcher Versuche), Zivilisation, Gesellschaft 
oder Politik von den extremen Gefährdungen her zu 
denken (oder diese im Lichte unmittelbar erfahrener 
Katastrophen neu zu betrachten). Darüber hinaus 
können die verschiedenen Vorhaben kaum auf 
einen simplen Nenner gebracht werden; es geht 
sowohl um die Geschichte von Wahrnehmungen 
(und Nichtwahrnehmungen), um Theoriegeschichte 
wie um sozialhistorische Analysen, zeitkritische 
Diagnostik oder politische Intervention. Diese 
verschiedenen Versuche verweisen im Hinblick auf 
die Frage nach der "Signatur des Jahrhunderts" 
(vgl. die Diskussion in "Mittelweg 36", 5 und 6/1993) 
aufeinander, doch die einen dienen nicht der Illu­
stration der anderen oder diese der Begründung 
von jenen. - Dennoch lassen sich einige der Vor­
haben bündeln: 

Die politikwissenschaftliche Tagung zu "To­
talitarismustheorie und Modernitätskritik" (Juli 
1994; vgl. Bulletin 1995, Nr.1 0) korrespondiert 
mit einer Reihe von geschichtswissenschaftli-
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chen Work-shops zum Thema "Nationalsoziali­
stische und stalinistische Herrschaft, Möglich­
keiten und Grenzen des Vergleichs", die von der 
Forschungsstelle Nationalsozialismus (PD Dr. 
Ulrich Herbert) in Verbindung mit dem 
Hamburger Institut durchgeführt werden (vgl. 
Bulletin 1995, Nr.9). 

Konzentrische Bewegungen kann man auch 
in dem Nebeneinander zweier soziologischer 
bzw. sozialphilosophischer Tagungen des Jah­
res 1994 entdecken, die sich mit "Zivilisations­
theorien und Destruktivität" (vgl. Bulletin 1995, 
Nr.11) sowie mit "Modernität und Barbarei - So­
ziologische Zeitdiagnose am Ende des 20. 
Jahrhunderts" (Theoriesektion der DGS) aus­
einandersetzen. 

Oder nehmen Sie, um einen dritten Refle­
xionszusammenhang zu zeigen, zum einen die 
historischen Studien, die von Gar Alperovitz und 
Bernd Greiner zu Hiroshima und der Auseinan­
dersetzung der sog. Roosevelt-Linken mit der 
Destruktivität der 30er und 40er Jahre (vgl. 
Bulletin 1995, Nr.2) angefertigt werden, und zum 
anderen die Versuche eines Kreises von Völker­
und Strafrechtlern, zusammen mit Institutsmit­
arbeitern über die völkerstrafrechtlichen Folgen 
und Aktivitäten der Nürnberger Prozesse nach­
zudenken (vgl. Bulletin 1995, Nr.3, 4, 5 und 8). -
Beide, vom Ansatzpunkt her unterschiedliche, 
Arbeiten konvergieren in der Frage nach den 
politischen wie rechtlichen Sicherungen zivilisa­
torischer Standards gegenüber extremer De­
struktivität (ohne daß damit alles über diese 
Vorhaben im einzelnen gesagt wäre). 

Soweit eine stichwortartige Illustration der wissen­
schaftlichen "Sondierungen" im Rahmen des Pro­
jekts. 

3. 

Die Argumentationskette schließt sich, wenn wir 
das Jahr 1995 als Datum von Präsentationen und 
Diskussionen in den Blick nehmen. Wir wollen die­
ses Jahr, den Rückblick auf 1945, den Rahmen der 
200 Tage vom Januar bis zum August 1995 nutzen, 
um für einen anderen Blick auf das hinter uns 
liegende Jahrhundert zu plädieren. Dabei ist das 
Projekt 1995/1945, soweit es das Hamburger Insti­
tut betrifft, nicht mehr (aber auch nicht weniger) als 
ein Anstoß, als ein Angebot. Wir hätten viel erreicht, 
wenn es angenommen werden würde. 
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